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1. Vorbemerkung 

Der Landkreis Fürstenfeldbruck hat sich das Ziel gesetzt, die Energieversorgung bis 

zum Jahr 2030 vollständig auf erneuerbare Quellen umzustellen. Für die Erreichung 

dieses Ziels wird u.a. die verstärkte Nutzung von Photovoltaik angestrebt. Die Stadt 

Olching unterstützt diese Zielsetzung und plant in diesem Sinne angrenzend an den 

bestehenden Solarpark „Esting/Unterfeld“ die Errichtung einer weiteren Freiflächen-

photovoltaikanlage. 

Das Gebiet befindet sich im planungsrechtlichen Außenbereich. Die Lage des Stand-

orts begründet keine Privilegierung der Nutzung solarer Strahlungsenergie gemäß 

§ 35 Abs. 1 Nr. 8 BauGB. Für die Verwirklichung des Vorhabens ist daher die Aufstel-

lung eines Bebauungsplans erforderlich. 

Das Plangebiet liegt westlich des Ortsteils Neu-Esting, angrenzend an die Nachbar-

gemeinde Maisach. Der Geltungsbereich des Bebauungsplans umfasst das Grund-

stück Fl.Nr. 735, Gemarkung Esting, mit einer amtlichen Fläche von 26.576 qm. Die 

Fläche wird derzeit als Ackerfläche genutzt. 

2. Art und Weise der Berücksichtigung der Umweltbelange 

Die Stadt hat im Rahmen des Bauleitplanverfahrens eine Umweltprüfung und ein Bo-

dengutachten erstellen lassen. Die Ergebnisse wurden in der Planung berücksichtigt 

und im Umweltbericht dokumentiert. 

Gemäß Umweltbericht sind die Schutzgüter Wasser, Luft und Klima, Arten und Bio-

tope sowie Mensch nicht erheblich von der Planung betroffen. Es ergeben sich Aus-

wirkungen geringer Erheblichkeit auf die Schutzgüter Boden, Fläche sowie Orts- und 

Landschaftsbild. Wegen der im gesamten überplanten Bereich vermuteten Boden-

denkmälern bedürfen Bodeneingriffe im gesamten Plangebiet der Erlaubnis gem. Art. 

7 BayDschG. 

In der Planung sind folgende grundsätzliche Maßnahmen zur Vermeidung negativer 

Auswirkungen des Vorhabens berücksichtigt: 

 Standortwahl eines vorbelasteten Standorts ohne naturschutzfachlich wertvolle 

Bereiche 

 Bodenfreiheit von Einfriedungen, mind. 15 cm 

 Entwicklung eines extensiven Grünlands mit Festsetzung von Pflegemaßnahmen 

unter und zwischen den Modulen (die Blühwiese innerhalb der Anbauverbotszone 

besteht lediglich temporär bis zu einem Ausbau der B 471 und wird daher nicht 

als Vermeidungs- und Minderungsmaßnahme in der Ermittlung des Ausgleichs-

bedarfs berücksichtigt) 

 Mindestabstand von 3 m zwischen den Modulreihen 

 Modulabstand zum Boden mind. 0,8 m 

 Randeingrünung zur Einbindung in die Landschaft 

 Mindestpflanzqualitäten 

 Verwendung versickerungsfähiger Beläge für Zufahrten 




